
GESCHICHTE DER DEUTSCHEN
GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG

Rezension von: Quellen zur Geschich-
te der deutschen Gewerkschaftsbewe-

gung im zwanzigsten Jahrhundert.
Band 1:Die Gewerkschaften in Welt-
krieg und Revolution 1914-1919, be-
arbeitet von Klaus Schönhofen, 825

Seiten, öS 764,-; Band 2: Die Gewerk-
schaften in den Anfangsjahren der

Republik 1919-1923, bearbeitet von
Michael Ruck, 1098 Seiten, öS 764,-;
Band 3: Die Gewerkschaften von der

Stabilisierung bis zur Weltwirt-
schaftskrise, 1924-1930, bearbeitet
von Horst A. Kukuck und Dieter

Schiffmann, 1586 Seiten in zwei Teil-
bänden, je öS 764,-; Band 4: Die Ge-

werkschaften in der Endphase der Re-
publik, 1930-1933, bearbeitet von Pe-
ter Jahn, 1023 Seiten, öS 764,-; Band
6: Organisatorischer Aufbau der Ge-
werkschaften 1945-1949, bearbeitet
von Siegfried Mielke unter Mitarbeit

von Peter Rütters, Michael Becker
und Michael Fichter, 1182 Seiten,

öS 764,-; Band 8: Die Gewerkschaften
und die Angestelltenfrage 1945-1949,

bearbeitet von Siegfried Mielke,
öS 430,-; Bund Verlag Köln

Im Bundverlag, der dem deutschen
Gewerkschaftsbund gehört, erscheint
eine auf acht Bände angelegte Quel-
lensammlung zur Geschichte der Ge-
werkschaftsbewegung in Deutschland.
Die Bände 1--4,6 und 8 liegen bereits
seit längerem vor. Der Titel dieser
Sammlung ist etwas irreführend, weil
die ersten vier Bände fast ausschließ-
lich Materialien des ADGB enthalten,
also des Dachverbandes der sozialde-
mokratischen Gewerkschaften. Nur
wenige Dokumente betreffen die
christlich-sozialen bzw. Hirsch-
Dunckerschen Gewerkschaften oder
die einzelnen Fachgewerkschaften.
Gerade diese Beschränkung aber
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macht die Bände zu einer hochinteres-
santen Lektüre. Neben Resolutionen,
Eingaben, Briefe sind es vor allem die
Protokolle der Vorstandssitzungen
(zunächst Konferenz der Verbandsvor-
stände; dann Sitzung des Bundesaus-
schusses, letztlich Sitzung des Bun-
desvorstandes), die abgedruckt wur-
den. Da es sich dabei überwiegend um
Diskussionsprotokolle handelt, kann
man sämtliche Vorstandsdiskussionen
vom Juni 1914 bis April 1933 lesen.
Der bis jetzt noch nicht erschienene
Band 5 wird die Zeit von 1933 bis 1945
behandeln, die Bände 6-8 behandeln
die Zeit 1945-1949 (Band 7 noch nicht
erschienen). Jeder der Bände hat eine
kurze, sehr informative Einleitung, In-
dizes und Personenverzeichnisse. Der
umfangreiche Fußnotenapparat gibt
viele Querverweise, Erklärungen und
Hinweise auf Sekundärliteratur.

Der erste Band umfaßt die Periode
Juli 1914 bis Juli 1919 - also Weltkrieg
und Revolution. Diese Periode gilt als
entscheidende Phase für die deutsche
sozialistische Bewegung: erst Zustim-
mung zum Krieg, dann Mitarbeit an
der Aufrechterhaltung der kapitalisti-
schen Ordnung. Die Spaltung der Ar-
beiterbewegung mit ihren verheeren-
den Konsequenzen war die Folge. Wie
diese Ereignisse von den führenden
Gewerkschaftern wahrgenommen, wie
sie darüber sprachen, ist faszinierend
zu lesen. Vorsicht ist aber geboten:
Liest man heute etwa die Protokolle
von August 1914 (Dok. 2), so er-
schrickt man. Aber man liest das heute
mit dem Wissen um vier Jahre Krieg.
Heute weiß man, daß die Zustimmung
der Sozialdemokratie und der Ge-
werkschaften zur Führung des Krieges
eine Zäsur von historischer Bedeutung
war.

Die Akteure aber waren nicht damit
beschäftigt, Geschichte zu machen.
Für sie war die Aufrechterhaltung der
Organisation von Bedeutung. Das Pro-
tokoll der Sitzung vom 2. August 1914
beginnt mit folgenden Worten:

"Es wird zunächst über die Maßnah-
men beraten, welche von den Vorstän-



den zu treffen sind, um das Material
und Eigentum der Gewerkschaften für
den Fall sicherzustellen, daß diese in
Folge des Kriegszustandes aufgelöst
werden sollte. Ist diese Gefahr auch
nach Mitteilung, die die Generalkom-
mission erhalten hat, nicht nahe-
gerückt, so wäre es doch gut, sich für
alle Eventualitäten zu rüsten." (Dok.
2, S. 74). Vor allem die Kassierung der
Mitgliedsbeiträge mußte gesichert
werden.

Gefährdet waren die Organisationen
zunächst durch die Beendigung der
Arbeitsverhältnisse der Einrückenden,
drohende Arbeitslosigkeit in Indu-
striezweigen, die für die Kriegswirt-
schaft unnötig waren, finanzielles
Ausbluten durch eben diese Arbeitslo-
sigkeit und die Notwendigkeit der Un-
terstützungszahlungen. Später war es
dann die Spaltung der Sozialdemokra-
tie, die den Gewerkschaften Angst um
ihre eigene Organisationen machte.

Das Überleben der Organisation war
nicht nur Selbstzweck. Sie sollte den
Krieg überstehen, um im kommenden
Frieden wieder ihre alten Aufgaben
weiterführen zu können. Daß eine Welt
bei diesem Krieg zugrunde gehen wird,
war nicht vorstellbar. Aber auch
während des Krieges wollten die Ge-
werkschaften für ihre Mitglieder ein-
treten. Die Unternehmer sind dabei
nicht mehr primär die Feinde, gegen
deren Widerstand und auf deren Ko-
sten etwas durchgesetzt werden soll,
sondern gemeinsame Lösung der vom
Krieg verursachten Wirtschaftsproble-
me werden angestrebt (z. B. Dok. 6).
Diese Gemeinsamkeit wird auch ge-
genüber dem Staat betont, der offen-
sichtlich als Repräsentant der gesam-
ten Gesellschaft gesehen wird - etwa
in den Diskussionen um das Kriegs-
hilfsgesetz, welches Zwangsmaßnah-
men am Arbeitsmarkt vorsah.

Der Widerstand gegen den Krieg
wird als Unordnung erlebt, mit der
man nichts zu tun haben will. Die Lin-
ke, die Rätebewegung, die siegreichen
Bolschewiki gehen nicht einen
falschen politischen Weg, sondern er-

zeugen Unordnung. Aus der Sitzung
vom 1. Februar 1918 zum Beispiel wird
die Wortmeldung des Vertreters der
Buchdrucker wiedergegeben mit:

"In seiner Organisation habe bisher
straffe gewerkschaftliche Disziplin ge-
herrscht. Diese Disziplin würde unter-
graben, wenn sich bewahrheiten soll-
te, daß die ,Arbeiterräte' zu einer dau-
ernden Einrichtung würden. Dann
würden wir zweifellos sehr geistreiche
Diskussionen erleben, mit den bisheri-
gen gewerkschaftlichen Erfolgen wäre
es aber zu Ende." (Dok. 48, S. 426)

Der nächste Redner stimmt diesen
Ausführungen zu, um dann festzustel-
len,

"Jeder Massenstreik hat für die Ge-
werkschaften eine schädliche, zer-
störende Wirkung. "

Wohin diese Unordnung führt, sollte
sich bald darauf zeigen. Am 1. Novem-
ber 1918 wurde im Vorstand eine Reso-
lution zur Arbeitslosenversicherung
und Arbeitsvermittlung diskutiert und
verabschiedet. Im Protokoll wird die-
ser Punkt mit der lakonischen Fest-
stellung abgeschlossen:

,,(in Folge der am 9. November er-
folgten Revolution ist die Einreichung
der Eingabe an den Bundesrat und
Reichstag nicht mehr erfolgt)" (Dok.
55, S. 517 f.)

Auch in der Republik hielten die Ge-
werkschaften größten Abstand von
den revolutionären Bewegungen. Die
Herausforderung durch die Revolu-
tionäre wurde aber aufgenommen.
Man findet Diskussionen zum Problem
der Stellung der Gewerkschaften in ei-
ner sozialistischen Gesellschaft: Darf
in einem sozialistischen Betrieb ge-
streikt werden? Sollen sich die Ge-
werkschaften direkt am Aufbau betei-
ligen, oder muß es auch im Sozialis-
mus Organisationen der Arbeitenden
geben, die unabhängig von der Wirt-
schaftsleitung sind? (Dok. 65) Welche
Bedeutung haben die Betriebsräte?
Aber auch die Veränderung der Lohn-
hierarchien im Gefolge der Revolution
stand zur Diskussion. Ein Vertreter der
Lithographen:
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"Deshalb habe ich den Auftrag un-
seres Verbandsvorstandes, anzuregen,
daß die Gewerkschaften diesen Lohn-
treibereien nicht mehr länger zusehen.
Wenn wir lesen, daß die Treptower
Straßenkehrer einen Stundenlohn von
3,05Mark anstreben, während graphi-
sche Arbeiter mit akademischer Bil-
dung nur 70 bis 80 Mark wöchentlich
haben, so sind das natürlich unhaltba-
re Zustände." (Dok. 62, S. 629)

Abschließend zu diesem Band sei
vermerkt, daß es den Rezensenten als
Österreicher mit Stolz erfüllt hat, als
er folgende Stelle fand:

"Brei empfiehlt, die Sache so zu be-
handeln wie die österreichischen Ge-
werkschaften das getan haben: ,Bera-
tung und Beschlußfassung auszuset-
zen bis zu einem geeigneten Zeit-
punkt!' Redner verkennt nicht, daß
der Gedanke ein guter sei."

Der zweite Band umfaßt die Periode
von der Konsolidierung nach der Re-
volution bis zur Ruhrkrise 1923. Die
Gewerkschaften mußten ihre Stellung
in der Gesellschaft neu bestimmen. Sie
waren durch die politische Stärke der
sozialdemokratischen Partei im Staat
selbst zu einem staatlichen Machtfak-
tor geworden. Die mit dem Umsturz
verbundene wirtschaftliche Krise
schwächte aber die Gewerkschaften.
Die Unlust, am politischen Geschehen
als Akteur mitzugestalten, wird bei
der Durchsicht der Dokumente deut-
lich: So wird etwa die Frage, ob der 1.
Mai und der 9. November Feiertage
sein sollen, zu einer politischen Frage
erklärt, zu der die Gewerkschaften
dementsprechend nicht Stellung zu
nehmen haben (Dok. 22 und 55). Re-
gierungen könne man zwar stürzen,
aber was kommt nachher? (Dok. 50)
WelcheBedeutung sollen die Arbeiter-
kammern haben? (Dok. 23 und 60)
Welche Funktionen sollen die Be-
triebsräte wahrnehmen? (Dok. 5, 15,
17, 20)

Das größte Problem war natürlich in
dieser Zeit die Verteidigung der wirt-
schaftlichen Interessen der Lohnab-
hängigen, insbesondere der Mitglieder
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der Gewerkschaften. Eine hohe Ar-
beitslosigkeit und die Hyperinflation
des Jahres 1923setzten jedem Versuch,
die gewonnene politische Macht wirt-
schaftlich umzusetzen, sehr enge
Grenzen: Abfangen von Arbeitslosig-
keit, Arbeitsbeschäftigungsprogram-
me, Unterstützung bei Notlagen etc.
stehen im Vordergrund. Lohnbewe-
gungen werden von den zentralen Ge-
werkschaften unter dem Gesichts-
punkt diskutiert, daß die Inflation
bekämpft werden muß (Dok. 57, 58).
Die Gewerkschaften müssen gesamt-
wirtschaftlich handeln. Sie stellen da-
bei fest, daß viele Verteilungskonflikte
nicht nur zwischen Lohnabhängigen
und Unternehmen existieren, sondern
auch zwischen verschiedenen Grup-
pen von Lohnabhängigen (z. B. Kon-
flikt um den Brotpreis). Gewerkschaf-
ten sind daher nicht nur Kampforgani-
sationen gegen jemand anderen, son-
dern auch Konfliktregulierungs-In-
stanzen zwischen verschiedenen von
ihr vertretenen Gruppen (Dok. 67).

Dabei hatten die freien Gewerk-
schaften das Problem der Konkurrenz
der Kommunisten. Die Auseinander-
setzung mit den "Moskowitern"
nimmt erheblichen Raum ein. Die So-
zialdemokraten traten dabei als gute
Staatsbürger auf, was ihnen z. B. vom
SPD-Innenminister Preußens, Seve-
ring, bestätigt wird.

"Bei sämtlichen größeren Streikbe-
wegungen und Unruhen der letzten
Zeit hat es sich gezeigt, daß sie entwe-
der dadurch verursacht oder in ihrem
Verlauf dadurch verschärft worden
sind, daß der Einfluß der Gewerk-
schaften nicht in dem erforderlichen
Maße vorhanden war." (Dok. 101,
S. 148)

Der dritte Band (in zwei Teilen)um-
faßt die ruhigste Zeit dieser Edition,
1924bis Anfang 1930:nach der großen
Inflation bis zum Beginn der Weltwirt-
schaftskrise. Es ist der Alltag gewerk-
schaftlicher Politik; z. B. Arbeitszeit-
regulierungen (Dok. 16, 29, 123, 131):
Schwierigkeiten gibt es dabei für die
Gewerkschaften nicht nur mit ihren



politischen Gegnern. Die Konsumver-
eine können sich mit dem Nachtback-
verbot nicht abfinden (Dok. 16), Ar-
beitszeitverkürzungen müssen mit ei-
ner Kontrolle von Überstunden ver-
bunden werden, die von den Arbeitern
oft nicht akzeptiert werden (Dok. 123).
Die Lohnbewegungen spielen in die-
sem Band eine geringe Rolle, da Loh-
nerhöhungen von den einzelnen Ge-
werkschaften erkämpft und ausgehan-
delt werden. Mit Befriedigung wird
nur festgestellt, daß ein immer größe-
rer Teil von Arbeitern von Kollektiv-
verträgen erfaßt wird. Ausgiebig dis-
kutiert wurden im Zusammenhang mit
der Lohnbewegung die Möglichkeit
des Staates, mit Zwangstarifen und
zwangsweisen Schlichtungsverfahren
in die Verhandlungen einzugreifen
(Dok. 176).

Eine große Bedeutung haben die in-
ternen Organisationsprobleme, d. h.
der Versuch, die Berufsgewerkschaf-
ten zurückzudrängen und zu einem In-
dustriegruppenprinzip überzugehen
(Dok. 29, 52, 53, 59, 61). Wie groß die
damit verbundenen Schwierigkeiten
sind, kann u. a. an folgender Stelle ab-
gelesen werden:

"Mindestens 90 Prozent des Spei-
seessigs werden in der chemischen In-
dustrie hergestellt. Die dabei beschäf-
tigten Arbeiter können nicht der Le-
bensmittelindustrie zugeführt wer-
den." (Dok. 53, S. 425)

Eigene wirtschaftspolitische Ideen
werden nur wenig diskutiert: Dok. 126
beschäftigt sich mit Vorstellungen zur
Wohnungswirtschaft. Die Sozialpoli-
tik bezieht sich fast ausschließlich auf
Arbeitslosenprobleme, wobei in Dok.
158 gegen kommunistische Vorstellun-
gen darauf bestanden wird, daß es sich
dabei um Versicherungsprobleme
handelt und daher nicht einfach die
Forderung aufgestellt werden kann,
daß die Unternehmen zahlen sollen.

Ablehnend steht man allen Vorstel-
lungen gegenüber, daß im Kapitalis-
mus ein sozialistischer Sektor entste-
hen könne, der letztlich den Kapitalis-
mus herausfordern kann - eine Vor-

stellung, die in Österreich von Karl
Renner vertreten wurde (Dok. 189,
195). Es gibt damit keine Verbindung
zwischen dem Kampf für Verbesserun-
gen des Lebens der Arbeiter im Kapi-
talismus mit der Perspektive für einen
Sozialismus, wie das für den Austro-
marxismus typisch war. Zu vermuten
ist, daß die freien Gewerkschaften in
Deutschland etwas unabhängiger von
der sozialdemokratischen Partei wa-
ren als dies in Österreich der Fall war.
In einem Brief der Gewerkschaften an
die sozialdemokratische Partei zum
Entwurf des neuen Parteiprogramms
heißt es:

"Der neunte Absatz der Einleitung
beginnt mit dem Satz: ,Der Kampf der
Arbeiterklasse gegen die kapitalisti-
sche Ausbeutung ist notwendigerweise
ein politischer Kampf.' In dieser For-
mulierung entspricht der Gedanke
nicht den Tatsachen. Der Kampf gegen
die kapitalistische Ausbeutung der
Arbeiterklasse ist in erster Linie ein
wirtschaftlicher Kampf, der von den
Gewerkschaften ausgefochten wird
und auch in Zukunft ausgefochten
werden muß." (Dok. 65, S. 590, vgl.
auch Dok. 224)

Die Gewerkschaften hatten auch
Schwierigkeiten mit den Genossen-
schaften, insofern diese Mitglieder der
Unternehmerverbände waren (Dok.
143).

Langfristige Überlegungen be-
schränken sich darauf, daß der moder-
ne monopolistische Kapitalismus ei-
nen Fortschritt bedeutet:

"Der Zusammenschluß der Industrie
zu Trustgebilden und die Ausdehnung
von Kartellen und ähnlichen Organi-
sationen, die im Rahmen der Volks-
wirtschaft oder international eine mo-
nopolistische Beherrschung des Mark-
tes erstreben, wird von der Arbeiter-
schaft als der Ausdruck einer Ent-
wicklung des Hochkapitalismus er-
kannt, in der erste Ansätze zur Über-
windung der Produktionsanarchie
durch eine geregelte Wirtschaft sicht-
bar werden." (Dok. 142, S. 851 f.)

Hohe Löhne als Mittel, die Unter-
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nehmen zur Rationalisierung zu zwin-
gen, werden, ähnlich wie in Österreich
von Otto Bauer, begrüßt (Dok. 89).

Daß man von Österreich nicht nur
lernen kann, nichts zu tun, zeigt fol-
gende Stelle:

"Mit der Schaffung eines Organs wie
es Tarnow andeutet, bin ich einver-
standen, insbesondere wenn es nach
dem österreichischen Vorbilde wie die
Zeitschrift ,Arbeit und Wirtschaft'
ausgestaltet wird." (Dok. 2, S. 108)

Vonden bisher erschienenen Bänden
ist wohl der vierte Band der traurigste.
Es gibt ein dominierendes Thema: Die
Wirtschaftskrise und ihre Folgen. Das
Erschreckende daran ist die Ohnmacht
der Gewerkschaften, über Möglichkeit
der Krisenbekämpfung vernünftig zu
sprechen. Zwar hatten sie in ihren Rei-
hen Ökonomen, die durchaus damals
moderne Ideen hatten, und sie waren
auch bereit, diese Ökonomen zur Bera-
tung hinzuzuziehen (Band 3, Dok. 210
über Lohnpolitik in der Konjunktur),
aber sehr viel konnten die Gewerk-
schaften damit nicht anfangen. Zwar
erkannte man, daß mangelnde Nach-
frage die Ursache der Krise sei, und
wußte daher, daß die von Unterneh-
mern geforderten Lohnkürzungen kei-
nen Weg aus der Krise darstellten,
aber die Angst vor einer neuen Inflati-
on war so groß, daß jede Form kredit-
finanzierter Ausgaben abgelehnt wur-
de (Dok. 61, 63, 76; Band 3, Dok. 106).

Es wurden die verschiedensten Plä-
ne gegen die Arbeitslosigkeit erörter;.
Die Arbeitszeit soll verkürzt werden
(Dok. 4, 47); Periodisch sollten Arbei-
ter gegen Arbeitslose ausgetauscht
werden (Dok. 24); Frauen sollen aus
dem Arbeitsprozeß herausgenommen
werden (Dok. 21, 28, 36); ein gesetzli-
cher Einstellungszwang wird erörtert
(Dok. 47). Anfangs erklärt man sich
auch bereit, an der Senkung der Pro-
duktionskosten mitzuarbeiten, sofern
die andere Seite ebenfalls dazu bereit
ist (Dok. 4, 50). Ein Vertreter der
Landarbeiter findet, daß die Beamten
zuviel verdienen, sodaß der Staat kei-
ne Beschäftigungspolitik betreiben
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kann (Dok. 42). Aber letztlich bleibt
nur die Klage über den Kapitalismus
und der Aufruf an die Arbeiter, ent-
schlossen dem Lohnabbau entgegen-
zutreten.

"Leipart (der Vorsitzende des
ADGB, P. R) hält es für unmöglich, bei
diesem erneuten Lohnabbau von uns
aus die verbindliche Erklärung zu be-
antragen. Es müßte s. E. den Kampf-
mut und das Vertrauen zur Organisati-
on und zur eigenen Kraft stärken,
wenn auf die verbindliche Erklärung
verzichtet würde." (Dok. 88, S. 558)

"Broesigke (Vorsitzender der Hut-
macher, P. R): Wir sollten die Arbeiter
ganz allgemein anweisen, daß sie sich
gemeinsam gegen den Lohnraub weh-
ren. Die Arbeiterschaft muß wissen,
daß der Bundesvorstand sie in ihrem
Vorgehen stützt." (Dok. 126, S. 684)

Selbstverständlich wird der Kapita-
lismus angeklagt und die Untätigkeit
der Regierung.

"Wels (Mitvorsitzender der SPD,
Sattler, P. R) ist der Auffassung, daß
alle Kräfte der Arbeiterbewegung mo-
bil gemacht werden müßten, die
schwere Periode sei nur zu überstehen,
wenn Partei und Gewerkschaften
Schulter an Schulter kämpfen. (Dok.
44, S. 313)

"Ich halte es für notwendig, daß wir
vor einem größeren Forum unserer
Forderung leidenschaftlich Ausdruck
geben. Ein Krisenkongreß muß einbe-
rufen werden, auf dem wir öffentlich
Anklage erheben wollen gegen die Re-
gierung, gegen den Kapitalismus. "
(der Vorsitzende Leipart, Dok. 76,
S.502)

Wereinen Beweis dafür sucht, daß es
schreckliche politische Folgen haben
kann, wenn Ideen von politischen Ak-
teuren in einer ideologisch präformier-
ten Sprache und ihren Bildern gefan-
gen sind, wird ihn in diesem Band fin-
den.

In die in diesem Band behandelte
Zeit fällt auch ein verstärkter Kontakt
mit der Regierung, die bei Erlassung
von Notverordnungen die Gewerk-
schaften kontaktiert hatte. Für die Ge-



werkschaft entstand dabei das Dilem-
ma, daß sie den Notverordnungen
nicht zustimmen konnte, weil jede von
ihnen primär das Ziel hatte, die Lohn-
kosten zu senken, sie selbst aber keine
Alternative hatte. Außerdem bemerkte
sie sehr rasch, daß jede Notverordnung
schrecklicher war als die vorangehen-
de. Im letzten Teil dieses Bandes wer-
den die Versuche, die gewerkschaftli-
chen Organisationen unter Hitler auf-
rechtzuerhalten, wiedergegeben.

Der Band 6 ist der erste von drei
Bänden, der sich mit der Nachkriegs-
zeit bis zur Gründung der Bundesre-
publik Deutschland beschäftigt. In
diesem Band sind die Dokumente zum
organisatorischen Aufbau der Ge-
werkschaften wiedergegeben. Er bie-
tet wenig Material zu Problemen der
Gewerkschaftsentwicklung, mehr zur
Geschichte der westlichen Zonen
Deutschlands nach 1945. Es war
selbstverständlich, die Berufsgewerk-
schaften nicht wieder zu errichten,
ebenso daß die Spaltung der Gewerk-
schaftsbewegung in Richtungsgewerk-
schaft nicht wieder begonnen werden
darf. Die Diskussion rankt sich vor al-
lem um das Ausmaß der Zentralisie-
rung der Gewerkschaften (z. B. Dok.
171, in dem gefordert wird, daß der
zentrale Gewerkschaftsverband die
Kassenhoheit hat; ähnlich Dok. 186).
In viel stärkerem Ausmaß, als dies in
Österreich der Fall war, wurden die
deutschen Gewerkschaften nach dem
Krieg von unten her aufgebaut. Dies
war aber nicht unbedingt politisch ge-
wollt, sondern auch durch die restrik-
tive Politik der Besatzungsmächte be-
treffend gesamtdeutscher Organisatio-
nen bewirkt (Dok. 187). Der Band ent-
hält Dokumente zum Aufbau der Ge-
werkschaften nach Besatzungszonen
unterschieden. Daran schließen sich
Dokumente für die bizonalen bzw. tri-
zonalen Strukturen an.

Die Gewerkschaften sahen in dieser
Zeit zwei Aufgaben als besonders
wichtig an: Mitarbeit an der Wiederer-
richtung der Produktion und Siche-
rung der Versorgung ihrer Mitglieder

(z. B. Dok. 43). Beteiligt waren sie auch
an der Neuorganisierung des politi-
schen Lebens, unter anderem auch da-
durch, daß sie allzu willige Mitarbeiter
der Nazis aus den Betrieben hinaus-
drängten. Für die gegenwärtige politi-
sche Diskussion in Österreich ist inter-
essant festzustellen, daß in Deutsch-
land die gleichen Probleme auftauch-
ten wie in Österreich und daß zu den
gleichen Notlügen Zugriff genommen
wurde:

"Die Engländer hätten durch ihren
Einblick in die KZs und Zuchthäuser
begreifen müssen, daß große Teile der
deutschen Bevölkerung absolut anti-
faschistisch eingestellt seien." (Dok.
78, S. 336)

Die Schwierigkeit mit rückkehren-
den Emigranten findet sich in Doku-
ment 100:

"Karl, Hannover, erklärt, daß es sei-
ner Auffassung nach nicht richtig ist,
die Kollegen aus der Emigration sofort
in führende Stellung zu bringen, da sie
mit einer ganz anderen Auffassung
hier herüber gekommen sind und nicht
das vertreten können, was wir unbe-
dingt brauchen. Es kann und darf uns
nicht daran gelegen sein, einen Mann,
der eben 12 Jahre lang die Verhältnisse
hier nicht verfolgt hat, in eine so wich-
tige Funktion zu bringen." (S. 380)

Der letzte Band ist schließlich der
Angestelltenfrage gewidmet. Während
es in Österreich eine eigene Angestell-
tengewerkschaft innerhalb des ÖGB
gibt, setzte sich in Deutschland das
reine Industriegruppenprinzip durch.
Das heißt Arbeiter und Angestellte ei-
ner Branche sind in jeweils einer Ge-
werkschaft organisiert. Dies hat zur
Folge, daß jene Angestellten, die zwar
gewerkschaftlich organisiert sein wol-
len, aber aus den verschiedensten
Gründen nicht mit Arbeitern in einer
Gewerkschaft sein wollen, eine eigene
Gewerkschaft haben. Diese steht aber
außerhalb des Gewerkschaftsbundes.
Der Band gibt die politischen Diskus-
sionen und Auseinandersetzungen zu
diesem Problemkreis wider. Immer
wieder schimmert durch in den Doku-
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menten, daß trotz der Überparteilich-
keit der deutschen Gewerkschaften
nach 1945 jene Angestellten, die sich
eher dem christlich-sozialen Lager zu-
rechneten, fürchteten, im Rahmen der
Industriegewerkschaften von sozial-
demokratischen Organisationen ver-
treten zu werden (Dok. 90, 133). Die
österreichische Lösung, nämlich den
Gewerkschaftsbund überparteilich zu
halten, aber in den Gewerkschaften
Fraktionen zu akzeptieren, wurde in
Deutschland nicht in Erwägung gezo-
gen. Es geht in all diesen Dokumenten
um unterschiedliche Lebenssituatio-
nen, unterschiedliches Einkommen
und Bildungsniveau und unterschied-
liches politisches Bewußtsein. Man
findet auch Dokumente zu den organi-
satorischen Bemühungen um die Ein-
heit bzw. die Trennungen, d. h. Frie-
densschlüsse mit gegenseitiger organi-
satorischer Reservatbildung und
Kriegserklärungen, bei denen festge-
stellt wird, daß die Reservate nicht
eingehalten wurden.

Diese Dokumentation bietet der hi-
storischen und politikwissenschaftli-
chen Forschung über die Deutschen
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Gewerkschaften sehr viel Material.
Der zahlreichen Verweise auf Sekun-
därliteratur in den Fußnoten erleich-
tern die Benützung der Bände für in-
tensive Forschung zu einzelnen Fra-
gen. Zu hoffen ist, daß der nunmehr
leichte Zugang zu vielen Dokumenten
nicht dazu verleitet, umfassende
Schlüsse nur aus den hier abgedruck-
ten Dokumenten zu ziehen. Die an-
fangs erwähnten Einschränkungen
müssen unbedingt beachtet werden.

Darüber hinaus ist das Lesen dieser
Bände für jede/n, die/der sich für Ge-
werkschaften interessiert, spannend -
vor allem die ersten vier Bände. Gewiß
ist wegen des Umfangs der Dokumen-
tation viel Zeit für die Lektüre erfor-
derlich. Aber man erfährt auch sehr
viel- nämlich, daß sich fast jede Theo-
rie über Gewerkschaften an Hand die-
ses Materials bestätigen und widerle-
gen läßt. Wer nach dem Lesen genau
weiß, was Gewerkschaften tun, welche
Funktion sie im Kapitalismus haben,
soll nochmals anfangen, die Bände zu
studieren.

Peter Rosner


